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Antwort

der Landesregierung
auf die Kleine Anfrage Nr. 2698

des Abgeordneten Peter Vida (BVB/FREIE WAHLER Gruppe)
Drucksache 6/6598

Reduzierte Zuwendungen an Kitas durch Land oder Landkreise/kreisfreie Stadte?

Namens der Landesregierung beantwortet der Minister fiir Bildung, Jugend und Sport die
Kleine Anfrage wie folat:

Vorbemerkung des Fragestellers: Insbesondere fur Kitas in freier Tragerschaft ist die insti-
tutionelle Foérderung durch Land und Landkreise / kreisfreie Stadte ein Hauptbestandteil
der Finanzierung. Burger berichten uns, dass in einigen Kitas die Beitrage erhdht wurden
und als Begrindung reduzierte Zuwendungen der Kreise bzw. kreisfreien Stadte genannt
wurden.

Frage 1: Sind der Landesregierung aus den vergangenen 8 Jahren Falle bekannt, in de-
nen Landkreise / kreisfreie Stadte die institutionelle Forderung von Kitas abweichend vom
KitaG geandert haben? Wenn ja: In welchem Landkreis und in welcher Weise?

zu Frage 1: Gemal § 12 Abs. 1 Satz 2 Kindertagesstattengesetz (KitaG) kdnnen sich
kreisangehorige Gemeinden und Amter durch einen offentlich-rechtlichen Vertrag ver-
pflichten, in ihrem Gebiet die Aufgaben der Gewahrleistung der Anspriche auf Kinderta-
gesbetreuung fur den ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe durchzuflihren. Nach
Satz 3 ist dann in diesem o&ffentlich-rechtlichen Vertrag auch die Kostenerstattung zu re-
geln. Es ist daher davon auszugehen, dass in dem Fall der Aufgabenwahrnehmung durch
die kreisangehérigen Gemeinden und Amter auch Kostenbeteiligungen bestimmt werden,
die den Zahlungsverpflichteten abweichend von § 16 Abs. 2 KitaG festlegen. Auf die Hohe
der in § 16 Abs. 2 KitaG festgelegten Zuschisse zu den Personalkosten der Einrichtungs-
trager, die als institutionelle Forderung des Einrichtungstragers durch den Trager der Ju-
gendhilfe anzusehen sind, hat diese Aufgabenubernahme durch die kreisangehorigen
Gemeinden und Amter keinen Einfluss. Erkenntnisse darlber, in welchen Landkreisen
dieses Vorgehen gewahlt wurde, liegen der Landesregierung nicht vor.

Frage 2: Sind der Landesregierung Falle bekannt, in denen Kitabeitrage aufgrund von re-
duzierten Zuschussen der Landkreise / kreisfreien Stadte erhdht bzw. gedndert wurden?
Wenn ja: In welchen Landkreisen / Kommunen?

zu Frage 2: Der Landesregierung sind keine Reduzierungen, die wiederum zu Erhdhungen

der Elternbeitrdge im Zusammenhang mit der Anderung von Zuschiissen der Landkreise
und kreisfreien Stadte an Trager von Kindertageseinrichtungen gefihrt haben, bekannt.
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Frage 3: Durfen Kreise, kreisfreie Stadte aufgrund von Vertragen mit Kommunen ihre Zu-
schusse nach § 16 Abs. 2 Kitagesetz verringern, wenn daraus eine starkere Belastung der
Elternschaft resultiert? Stehen solche Vertrage im Einklang mit héherrangigem Recht? Wie
schatzt die Landesregierung ein derartiges Vorgehen ein?

zu Frage 3: Fur kreisfreie Stadte besteht die den Landkreisen eroffnete Moglichkeit, Auf-
gaben der Kindertagesbetreuung an kreisangehdrige Kommunen zu Ubertragen, nicht.
Eine veranderte finanzielle Beteiligung der Landkreise, wie sie in der Antwort auf Frage 1
beschrieben wird, ist grundsatzlich mdglich. Sie bietet jedoch keinen Grund zu einer Erh6-
hung der Elternbeitrage. Infolge der Rechtsprechung durch das Bundesverwaltungsgericht
ist von den beitragsfahigen Betriebskosten der Einrichtung die institutionelle Férderung der
offentlichen Jugendhilfe abzuziehen. Dies ist regelmallig so auszulegen, dass der Zu-
schuss nach § 16 Abs. 2 KitaG abzuziehen ist. Fuhrt aber die Gemeinde oder das Amt fur
den ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe Aufgaben durch und werden in diesem
Zusammenhang von der Finanzierung nach § 16 Abs. 2 KitaG abweichende Bestimmun-
gen getroffen, so muss sich die Gemeinde oder das Amt den Anteil, den sie/es selber tragt
und der nicht vom ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe erstattet wird, zurechnen
lassen. Eine Veranderung der innerkommunalen Finanzbeziehungen kann fur den Eltern-
beitrag keine Bedeutung haben.

Frage 4: Wie setzt sich die institutionelle Forderung von Kitas im Land Brandenburg zu-
sammen? Bitte fUr die einzelnen Kreise / kreisfreien Stadte sowie in Summe fur das ganze
Land nach Summe der Landeszuschisse und Kreiszuschisse aufteilen!

zu Frage 4: Das Land beteiligt sich an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung uber-
wiegend durch einen platzunabhangigen Zuschuss an die ortlichen Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe gemal § 16 Abs. 6 KitaG. Es ist an der Finanzierung der einzelnen Einrich-
tung nicht unmittelbar beteiligt und daher auch in § 16 Abs. 1 KitaG nicht als Finanzie-
rungsbeteiligter genannt. Wie in der Antwort auf Frage 1 schon beschrieben, ist der Zu-
schuss nach § 16 Abs. 2 KitaG als institutionelle Forderung der offentlichen Jugendhilfe
anzusehen. Weder fir das Haushaltsjahr 2016 noch fur das laufende Jahr liegt eine kreis-
bezogene Aufteilung der Zuschlisse an die Trager nach Landeszuschissen und Kreiszu-
schiissen vor. In der nachfolgenden Ubersicht ist die Hohe der Zuschiisse des Landes an
die ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe aufgelistet:
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Landeszuschiisse 2016

Sockelbetrag (§16 fur fur Erweiteruna des
Abs. 6 Satz 2 Sprachforderung |Personalschlussel g Insgesamt
] Rechtsanspruchs
KigaG) und verbesserung (§16a Abs. 2)
Bestandsschutz (§16a Abs. 1) § ’

Ausgleichsbetrag

Ausgleichsbetrag

Ausgleichsbetrag fur

Brandenburg an der Havel, Stadt

5.093.25000€

21150500 €

209232892 00€

154756900 €

9776.217 00 €

Cottbus, Stadt

7.02915900€

22952200 €

257003400 €

179573800 €

126244532 00€

Frankfurt (Oder), Stadt 4118.95800€ 176.891,00 € 2.239.166,00 € 1.415.612,00€ 7.950.627 00 €
Potsdam, Stadt 15.583.917,00 € 319.660,00 € 8.427.521,00€ 3.530.072,00€ 27.861.170,00 €
Landkreis Barnim 14.231.79000€ 463.74200€ 6.637.05200€ 3.074.32200€ 24.408.906 00 €
Landkreis Dahme-Spreewald 12.738.668,00€ 347.00700€ 6.103.186,00 € 3.102.951,00 € 22.291.81200€
Landkreis Eloe-Elster 711233100 € 24099300 € 3.606.475,00€ 2.283.701,00€ 13.243.500,00 €
Landkreis Havelland 12.901.050,00 € 380.70400 € 5.314.394,00 € 3.215.204,00 € 21.820.35200 €
Landkreis Markisch-Oderland 14.872.605,00 € 438.240,00€ 7.190.326,00 € 3.962.780,00 € 26.463.951,00€
Landkreis Oberhavel 17.138.823,00 € 431.281,00 € 5.894.819.00€ 4.191.887 00 € 28.656.810,00 €
Landkreis Oberspreewald-Lausit] 7.661.261,00€ 263.451,00€ 374498800 € 272034900 € 14.390.049.00 €
Landkreis Oder-Spree 13.380.275,00 € 340.84900 € 5.503.619.00 € 432249200 € 2455623500 €
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 7.220.849,00€ 291.201,00 € 3692 77200€ 2.461.25000 € 13.626.07200 €
Landkreis Potsdam-Mittelmark 18.005.388,00 € 358.41100€ 8.020.660,00 € 3.040.440,00 € 2942489900 €
Landkreis Prignitz 511463600 € 253.592,00€ 2.465.886,00 € 195235200 € 9.786.46600 €
Landkreis Spree-Meie 5.021.670,00€ 245.820,00 € 3.831.98200€ 222543000 € 14.325.902 00 €
Landkreis Teltow-Flaming 13.072.14500 € 368.72500€ 5.000.865,00 € 2.964.827 00 € 22.406.562,00 €
Landkreis Uckermark 5.587.23400€ 396.41500€ 3.877.66000€ 3.4096.691,00€ 16.358.000,00 €
Land Brandenburg gesamt 191.884.009,00 € 5777.009,00€| 91.005.298,00€ 51.303.667,00 € 330.969.983,00 €

Quelle: MBJS

Frage 5: Hat das Land Brandenburg alle Bundesmittel fur die Erweiterung des Rechtsan-
spruches an die Kommunen weitergeleitet?

zu Frage 5: Es wird auf die Antworten der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 3362
der Abgeordneten Anja Heinrich (Drucksache 5/8744) und die Kleine Anfrage 944 der Ab-
geordneten Kristy Augustin, Gordon Hoffmann und Steeven Bretz (Drucksache 6/2452)
verwiesen.
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Namens der Landesregierung beantwortet der Minister für Bildung, Jugend und Sport die Kleine Anfrage wie folgt:

[bookmark: Beginn_Text]Vorbemerkung des Fragestellers: Insbesondere für Kitas in freier Trägerschaft ist die institutionelle Förderung durch Land und Landkreise / kreisfreie Städte ein Hauptbestandteil der Finanzierung. Bürger berichten uns, dass in einigen Kitas die Beiträge erhöht wurden und als Begründung reduzierte Zuwendungen der Kreise bzw. kreisfreien Städte genannt wurden.



Frage 1: Sind der Landesregierung aus den vergangenen 8 Jahren Fälle bekannt, in denen Landkreise / kreisfreie Städte die institutionelle Förderung von Kitas abweichend vom KitaG geändert haben? Wenn ja: In welchem Landkreis und in welcher Weise?



zu Frage 1: Gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 Kindertagesstättengesetz (KitaG) können sich kreisangehörige Gemeinden und Ämter durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag verpflichten, in ihrem Gebiet die Aufgaben der Gewährleistung der Ansprüche auf Kindertagesbetreuung für den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe durchzuführen. Nach Satz 3 ist dann in diesem öffentlich-rechtlichen Vertrag auch die Kostenerstattung zu regeln. Es ist daher davon auszugehen, dass in dem Fall der Aufgabenwahrnehmung durch die kreisangehörigen Gemeinden und Ämter auch Kostenbeteiligungen bestimmt werden, die den Zahlungsverpflichteten abweichend von § 16 Abs. 2 KitaG festlegen. Auf die Höhe der in § 16 Abs. 2 KitaG festgelegten Zuschüsse zu den Personalkosten der Einrichtungsträger, die als institutionelle Förderung des Einrichtungsträgers durch den Träger der Jugendhilfe anzusehen sind, hat diese Aufgabenübernahme durch die kreisangehörigen Gemeinden und Ämter keinen Einfluss. Erkenntnisse darüber, in welchen Landkreisen dieses Vorgehen gewählt wurde, liegen der Landesregierung nicht vor.



Frage 2: Sind der Landesregierung Fälle bekannt, in denen Kitabeiträge aufgrund von reduzierten Zuschüssen der Landkreise / kreisfreien Städte erhöht bzw. geändert wurden? Wenn ja: In welchen Landkreisen / Kommunen?



zu Frage 2: Der Landesregierung sind keine Reduzierungen, die wiederum zu Erhöhungen der Elternbeiträge im Zusammenhang mit der Änderung von Zuschüssen der Landkreise und kreisfreien Städte an Träger von Kindertageseinrichtungen geführt haben, bekannt.





Frage 3: Dürfen Kreise, kreisfreie Städte aufgrund von Verträgen mit Kommunen ihre Zuschüsse nach § 16 Abs. 2 Kitagesetz verringern, wenn daraus eine stärkere Belastung der Elternschaft resultiert? Stehen solche Verträge im Einklang mit höherrangigem Recht? Wie schätzt die Landesregierung ein derartiges Vorgehen ein?



zu Frage 3: Für kreisfreie Städte besteht die den Landkreisen eröffnete Möglichkeit, Aufgaben der Kindertagesbetreuung an kreisangehörige Kommunen zu übertragen, nicht. Eine veränderte finanzielle Beteiligung der Landkreise, wie sie in der Antwort auf Frage 1 beschrieben wird, ist grundsätzlich möglich. Sie bietet jedoch keinen Grund zu einer Erhöhung der Elternbeiträge. Infolge der Rechtsprechung durch das Bundesverwaltungsgericht ist von den beitragsfähigen Betriebskosten der Einrichtung die institutionelle Förderung der öffentlichen Jugendhilfe abzuziehen. Dies ist regelmäßig so auszulegen, dass der Zuschuss nach § 16 Abs. 2 KitaG abzuziehen ist. Führt aber die Gemeinde oder das Amt für den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe Aufgaben durch und werden in diesem Zusammenhang von der Finanzierung nach § 16 Abs. 2 KitaG abweichende Bestimmungen getroffen, so muss sich die Gemeinde oder das Amt den Anteil, den sie/es selber trägt und der nicht vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet wird, zurechnen lassen. Eine Veränderung der innerkommunalen Finanzbeziehungen kann für den Elternbeitrag keine Bedeutung haben.



Frage 4: Wie setzt sich die institutionelle Förderung von Kitas im Land Brandenburg zusammen? Bitte für die einzelnen Kreise / kreisfreien Städte sowie in Summe für das ganze Land nach Summe der Landeszuschüsse und Kreiszuschüsse aufteilen!



zu Frage 4: Das Land beteiligt sich an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung überwiegend durch einen platzunabhängigen Zuschuss an die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gemäß § 16 Abs. 6 KitaG. Es ist an der Finanzierung der einzelnen Einrichtung nicht unmittelbar beteiligt und daher auch in § 16 Abs. 1 KitaG nicht als Finanzierungsbeteiligter genannt. Wie in der Antwort auf Frage 1 schon beschrieben, ist der Zuschuss nach § 16 Abs. 2 KitaG als institutionelle Förderung der öffentlichen Jugendhilfe anzusehen. Weder für das Haushaltsjahr 2016 noch für das laufende Jahr liegt eine kreisbezogene Aufteilung der Zuschüsse an die Träger nach Landeszuschüssen und Kreiszuschüssen vor. In der nachfolgenden Übersicht ist die Höhe der Zuschüsse des Landes an die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe aufgelistet:
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Quelle: MBJS



Frage 5: Hat das Land Brandenburg alle Bundesmittel für die Erweiterung des Rechtsanspruches an die Kommunen weitergeleitet?



[bookmark: _GoBack]zu Frage 5: Es wird auf die Antworten der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 3362 der Abgeordneten Anja Heinrich (Drucksache 5/8744) und die Kleine Anfrage 944 der Abgeordneten Kristy Augustin, Gordon Hoffmann und Steeven Bretz (Drucksache 6/2452) verwiesen.
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Landeszuschiisse 2016

‘Rusgleichsbetrag | Ausgleichsbetrag

sockaerrapgis | fur fur o [usgiercnshera i
Abs. 6 Satz 2 ‘Sprachforderung |Personalschiiissel; 9 Insgesamt
KigaG) und verbesserung Rechtsanspruchs
(§16a Abs. 2)

Bestandsschutz | (§16a Abs. 1)

Cotibus, Stadt 702815000 329533,00 €| 5570.034,00€] 1785.738,00 €] 13624453,00€]

Landkreis Barmi 14331.79000°€] 48374300 583705300 €] 307432300 €] '34.408.605,00 ]

Landkreis Haveliand 13501.050,00°€] 580.704,00 €| 5.314.304,00 €] 3315.204,00 €] 31620.352,00

Candirsis Oberspreswiald-Lausiy 766128100 €] 353451,00€| 374498800 €] 5.720.340,00 €] 14:380,043,00 €]

Landkreis Pots dam-iteimark. 16,005.388,00 €] 558.411,00 €| 6,020,880, 00 €] 304044000 €] 39.434895,00¢]

Landkreis Teltow-Flaming 13072 145,00 ¢] 358725 00 €| 6,000,885 00 €] 2.964.827,00¢] 22.406.562,00€]

Land Brandenburg gesamt 191.884.000,00€] __ 5.777.009,00€ _01.005.208,00€] __ 51.303.667,00€] __ 339.960.083,00 €|







